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Mittheilungen aus ber Praria: 

Dertehrsvorelehtungen (Basröbrenfeitungen) an einem ſchon bein öffentlichen Vers 
kehre gewibmeten Oßjece (Brücke) können vom Elgenkhümer hiefed Opfecles 
nicht gehindert werden, (58 ist daher auch nicht die Mothwenbigteit gegeben, die 
Durchführung ſolcher Vorrichtungen exit im Erpropriaflonswege zu erzwingen. 

Entſchädtgungeklage gegen eine Stadtgemeinde wegen Verunreinigung eines Hauses, 

gründet auf gleichſörmige Erkenntnisse der erunttungetehttten, wopurch bie 
Ferſepficht ber Gemeinde ansgeſprochen und bezäglich des Cerſaßbetrages der 
Beſchädigte auf den Rechtsweg geintefem wurde, Unzuftändigkelt des Richters zur 
Enticheidung der Frage nad) der Unonfechlbarkell jener Erkenninſſſe in Berwal, 
tungewege. We vom 27. Oelober 1859, N. G. Bl Nr. 106 
Gemeindeordnung für Böhmen vom 16, April 1864, L. G. Bl. Nr. 7.) 

Für die Zuweifung eineg Heimalloſen, welcher wiedecholl in das Heer eingeſreten lit, 
erſcheſnt die letzte Noflellung zum Militär maßgebend, ($ 19 P. 1 bed Heimat: 
geſehes.) 

Ueber bie Beſtrafung der das Amtennſehen gerichtlicher Boſlzugdorgane verlezenden, 
leboch nicht unter ble allgemeinen Strafgeſehe fallenden Handlungen 
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Mittheilungen aus der Praxis. 


Verkehrsvorrichtungen (Gasröhren leitungen) au einem ſchon dem 
öffentlichen Verkehre gewidmeten Objecte (Brücke) können vom 
Eigenthümer diefes Oöſectes nicht gehindert werden. Es iſt daher 
auch nicht die Nothwendigkeit gegeben, die Durchführung folcher 
Vorrichtungen exit im Expropriationswege zu erzwingen. 


Der Ort S. wird durch einen Schifffahrtscanal durchſchuitten, 
welcher Eigenthum einer Actiengeſellſchaft iſt. Die Gemeſndevertretung 
dieſer Ortſchaft beſchloß, die Gasbeleuchtung fowohl in den am linken 
Ufer dieſeb Ganaled liegenden, bereits der Verbauung entgegeuge⸗ 
henden Theilen, als auch in der rechts vom Canale liegenden Häuſer⸗ 
gruppe dieſer Ortſchaft einzuführen. Ejne Gasbeleuchtungzanſtalt hat 
eg übernommen, dle Gas beleuchtung im ganzen Orte S. durchzu⸗ 
führen. Da die jetzt ſchon in der Hauptstraße dieſes Orte klegenden 
Gasröhren uur das bisher nöthige Gasquantum zu liefern vermögen, 
fo beabfichtigte die Anſtalt die der Gasbeleuchtung neu zuzuführenden 
Thelle des Ortes links und rechts von dem erwähuten Cauale aus einem 
außerhalb der Ortfchaft gelegenen Gasometer mil Gas zu verſehen und zu 
dieſem Zwecke von dieſem Gaſometer längs des befiehenben Gemeindeweges 
nach S. Röhren zu legen. Hiebet wird die Ueberſetzung des Canales noth⸗ 
wendig und ſollen die Gasröhren an einer über den Canal führenden 
Brücke angebracht werden. 

Das Eigenthum dieſer Brücke wird aber von der Schifffahrts⸗ 
canal⸗Ackfengeſellſchaft angeſprochen, welche bisher deren Erhaltung 
allein beſtritten hat. Dieſe Geſellſchaft verlangte fur die Gestattung 
der Röhrenlezung über die fragliche Brücke von der Gasanſtalt eine 
Entschädigung jährlicher 30 Pfund Sterking oder eine Pauſchalſumme 
von 200 Pfund Sterfing. 

Der Gasanſtalt war dieſer Betrag zu hoch, und fie verlangte 


von der Gemeinde S, in deren Intereſſe die Gasbeleuchtung liegt, 


die Unterſtüßung zur Durchführung des Projecteh, indem fir hervor⸗ 
hob, daß die fragliche Brücke ein Beſtandtherl des Gemeindeweges 
lei, und daß daber aug öffentlichen, insbefondere aus polſzeilichen 
Rückſichten geftattet ſein müſſe, auf dem Wege und alfo auch auf der 
Brücke alle jene Vorkehrungen zu treffen, welche die Förderung und 
. des Verkehrei) erheiſcht, wozu vor Allem die Beleuchtung 
gehört. 

Die Canalgeſellſchaft drohte jedoch mit der Befitzſtörungsklage in 
De die Gemeinde S. bei der Bezirfähauptmannichaft, Abhilfe 

egehrte. 

Die Bezirkshauptmannſchaft commiſſionfrte an Ort und Stelle, 
und conſtatirte, daß die fragliche Brucke gemauert und gewölbt iſt, 
und daß die Gagröhren nicht auf der Brücke gelegt, ſondern an ber 
Außenſeite angebracht werden müßten. 

Die Gemelndevertretung brachte vor, daß die fragliche Buße 
zwar von dem Cangleigenthömer hergeſtellt und erhalten worden fei 
Dieſe Brücke fei jedoch bei der Errichtung des Canales nothwendig 
geworden, well der leßtere die damals ſchon beſtandene Straße durch⸗ 
ſchnikt. Die Brücke ſei daher jedenfalls ein Beſtandtheil des öffeut⸗ 
lichen Weges. Allein felbft in dem Falle, als die Canalgeſellſchaft 
das Eigenthum der Brücke zu erweiſen vermochte, könne Ihr Recht 
kein unbeſchränktes ſein, weil die Brücke nach ihrer Widmung als 
Straße allen jenen Beſchränkungen unterworfen fein muffe, welche der 
Verkehr fordere und wozu die Straßenbeleuchtung jedenfalls gezählt 
werden muſſe. 

Der Vertreter der Schifffahrtscangl⸗Geſellſchaft behauplete, dle 
Brücke nebſt den beiderſeitigen Rampen, ſoweit die Canalfondsgrenze 
reiche, ſei Eigeuthum feiner Geſellſchaft, und der Gemeinde ſtehe das 
Beungungsrecht nur für Fahrzwecke zu. Zudem könne die Legung 
der Röhren nicht auf dem Fahrwege der Brücke, ſondern nur an der 
Aufßenfeite derſelben ſtattfinden, und weil das Terrain außer den 
Fahrwege der Brücke auch vollkommen unbeſchränktes Eigenthum der 
Geſellſchaft ſei, ſo ſei dieſelbe berechtigt, für die Geſtattung der 
Röhrenſegung eine Enſchädigung zu fordern. Die Gabgeſellſchaft 
möge ſich mit ihr abfinden. 

Da ſonach ein Vergleich nicht zu Stande kam, ſtellte Die Ge⸗ 
meindevertretung die Bitte, die Canalgeſellſchaft im Expropriationswege 
zu verhalten, die Anbringung der Gasröhren an der Brücke zu geſtatken. 

Ju Anbetracht des vorwlegenden offentlichen Intereſſes befür⸗ 
wortete der Bezlrköhauptmann dſeſe Bitte und die Statſhalterei gab 
derſelben Folge, indem fie die Schifffahrtsgeſellſchaft im Exp ua- 
priattonäwege für verpflichtet erklärte: „Die Beſtellung der zur 
Anlage, zur Duldung und zum Schutze dieſer Gasröhrenleltung 
notpigen Serpitutsrechte zu dulden, darin beſtehend, daß die Anlage 
der Röhreuleitung an der Brücke und auf dem anfchliefenden Grunde 
geſtattet, für die Zeit ies Beſtandes geduldet, und daß jederzeit die 
Vornahme von Repargturen zugelaſſen werde. Selbſtverſtändlich werde 
hiedurch der Frage über bad Eigenthum der Brücke nicht präſudieirt“. 

Begründet wurde dieſe Statthaltereientſcheidung: a) mit del 
Nothwendigkeit der Gasbeleuchtung aus öffentlichen Rückſichten; 
b) mit der Nothwenditzkeit, die Gasröhrenfeitung länge der Brücke 


anzubringen, welche Nothwendigkeit von dem Gegner nicht beſtritten 
worden ſei; und o) mit dem Scheitern deß Vergleichsverſuchez. 

Gegen dieſes Erkenntniß machte die Schifffahrtzcanal⸗Geſellſchaſt 
im Miniſterial⸗Recurſe geltend, daß eine Expropriation geſeßlich nur 
im Falle der zwingende Nothwendigkelt gefällt werden dürfe. daß 
aber dieſe Bedingung hier nicht eintreffe. Denn es fei überhaupt 
nicht nothwendig mil der Gasleitung den Caual zu überfepen. Die 
Canalgeſellſchaft halte ſich daher nicht für verpflichtet, den fraglichen 
Eingeſff in iht Privatrecht zu dulden und ihre Weigerung jet durch 
den Beſtaud der Brücke und durch die Beſorgniß von Störungen 
ihrer Anlage begründel. 8 

Hinſichtlich der in dieſem Miniſterkalrecurſe erhobeuen techuiſthen 
Einwendung, wurde durch ein Sachverſtändigen⸗Gutachten conſtatirt. 
daß die Art der Gaszuleltung zur Beleuchtung des Ortes S. auch 
ohne lleberſezung der fraglichen Brücke, jedoch mit größeren Koſten 
bewerkſtelligt werden könne. 

Das Miniſterium de Innern fällte unterm 6. September 1871, 
3. 11.849 folgende Entſcheidung: — 

„Nachden die in S. über den Schifffahrtscaual führende Brücke 
unbeſtritten und unbeſchränkt feit jeher dem offentlichen Verkehre ge⸗ 
widmet iſt, und vermöge dieſer Widmung einen Beſtandtheil der 
dortigen Gemeindeſtraße bildet, ſo erſcheint der auf ein angebliches 
Eigenthumtrecht geſtüßtte Ernſpruch der Schffffahrts⸗Actleugeſelſſchaft 
gegen die Benützung der fraglichen Brücke zur Legung der Gasröhren behufs 
der Ausdehnung der bisherigen Basbelenchtung in S auf den ganzen Orkals 
ein unberechtigter umd liegt es an und für ſich in der Befugniß der Gemeinde 
dieſe Brücke ihrer Widmung gemäß für alle dem öffentlichen Verkehre 
dienenden Zwecke, alſo auch für die Zuleitung des Leuchtgoſes, wie 
jede andere Straße zu benüßen. Es hat daher zu biefem wecke die 
Entelgnung eines Petvalrechtes nicht platzzugrelfen, nachdem es einer 
ſolchen gar nicht bedarf. 

Aus dieſem Grunde wied das von der Statthalterei gefällte 
Erkeuntuiß, womit im Expropriationswege ausgeſprochen worden tft, 
daß die gedachte e die Benügung diefer Brücke zur 
Anbringung von Gasröhren reſpective die Behründung einer dies⸗ 
fälligen Serpitut zu geftatten habe, mit dem Bemerken außer Kraft 
fett, daß der Schifffahrts⸗Aeltengeſellſchaft, welcher die Erhaltung 
der Brücke obliegt, der Erſatz jenes Schadens gebührt, welcher allfällig 
durch die Anbringung der Gasleſtung an der Brücke jetzt oder künftig 
entſtehen ſollte“. O. v. P. 


Eutſchadigungsklage gegen eine Stadtgemeinde wegen Verunreini⸗ 
ung eines Hauſes, gegründet auf gleichförmige Erkenntniſſe der 
r wodurch die Erſatzpflicht der Gemeinde aus⸗ 
efprochen und bezüglich des Erſatzbetrages der Beſchädigte auf ven 
Nechtäme: den wurde. Unzuſtändigkeit des Richters zur Ent⸗ 


ſcheldung der Frage nach der Unaufechtbarkeit jener Erkenntniſſe 7 


im Verwaltungswege. (Miniſterial- Verordnung vom 2. Detober 
1550, N. G. Bl. Nr. 196; Gemeindeordnung für Böhmen vom 
16. April aus, L. G. Bl. Nr. 2). 


Die am 9. October 1870 angeſtellte Klage des A gegen die 
Stadtgemeinde B. poto. Zahlung von 14 fl. als Schadenerfap tit 
gegründet auf die Entſcheidung der zuſtändigen Bezirkahauptmannſchaft 
vom 30. März 1870, wodurch die Stadtgemeinde ſchuldtg erklärt 
wurde, ihm den durch boshafte Verunreinigung feines Hauſes in B. 
erlittenen Schaden im Betrage pon 14 fl. zu erſetzen und auf das Erkenutuiß 
der Statthalterei vom 14. Juli 1870, wodurch die Entſcheldung der Be⸗ 
zirkshaupkmaunſchaft in dem Punkte der ausgeſprochenen Erfaßzpflicht 
ber Gemeinde beftätigt, in jenem des Erfagbetrages aufgehoben und 
A. angewieſen worden tft, diesfalls im Rechtswege allfzutreten “. 
Die Beklagte beftritt die Rechtskraft dieſer von A. vorgelegten Ent- 
ſcheidungen und produetrte einen Beleg, welcher ihren am 7. Novem⸗ 
ber 1870 dagegen ergriffenen Recurg ausweiſet, wogegen ſich A, wegen 


J Gemeindeordnung für Böhmen vom 16. April 1864, 2. G Bl. Nr. 7, 
8.37. Wied die Ortöpofiget durch die Gemeinde ausgeübt, fo iſt die Gemeinde in 
Fällen, wo durch Vernachlöſſtgungen in her ihr desfalle obliegenden Verpflichtung 
Jemand zu Schaden formt, bleſem erſagpflichlig Das Erkennluß über die 
Verpflichtung zun Erſah iſt von der palfziſchen Behorde zu fällen. Wird über vas 
Maß der Euiſchädigung kein Cinverflänbnig erzielt, fo ft felhe im Recktswege 
geltend zu machen. 
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Unzuläſſigkeit des Necurſetz gegen Entſcheldungen der Landesbehörde 
in Sachen der Localpollzei und, davon abgeſehen, auch wegen Ver⸗ 
fpätung desſelben verwahrte. 

Das Gericht erſter Juſtanz hat den Kläger abgewieſen, weil 
der Richter nicht berufen iſt, darüber zu entſcheiden, ob der bei elner 
anderen Behörde angebrachte Recurs verfpätet und deßhalb, oder weil 
gegen gleichlautende Entſcheibungen gerichtet, unzuläſfig fer, und well 
A nicht dargethan hat, daß die oben erwähuten Erkenntaiſſe der Bezirls⸗ 
hauptmaunſchaft und Statthalterei zur Rechtskraft erwachſeu find. 

In Erwägung, daß nach der Verordnung des Miniſtermms 
des Innern vom 27. Detober 1859, R. G. Bl. Nr. 196 „gegen 
Entscheidungen der politischen Landesbehörden, wodurch Anordnungen 
oder Erkenntniſſe der Unterbehorden Veftätigt worden ſind, eine Be⸗ 
zufung an das Ministerium des Innern nicht mehr ſtaltfindet, wenn 
es ſich um einzelne localpolizelliche Anordnungen und Entſcheidungen 
handelt“ (Abf. 1 lit e.) ); daß ſomit die Rechtskraft der vom Kläger 
beigebrachten Entſcheidungen, bei der Unzuläſſigkeit der Berufung gegen 
die Stalthalterei⸗Entſcheldung, ſchon aus dem Geſetze ſich ergibt und 
ein weiterer Beweis dafür dem Kläger nicht mehr aufgetragen werden kann, 
zumal der Widerſpruch der Beklagten dagegen fo lange ohne Bedeu⸗ 
tung bleibt, als fie nicht anführt und beweiſet, daß jene Entſcheidun⸗ 
geu in dritter Inſtanz beſeitigt oder abgeändert worden find, was von 
der Beklagten durch die producirte Reeucsrubrik nicht dargethan wurde, 
da dieſelbe nur den Umſtaud, daß am 7. November 1870, alſo ſogar 
lange nach der Klage der Recurz überreicht wurde und nichts mehr 
beweiſet; daß alſo der Kläger durch die als rechtskräftig anzuſehenden 
Entſcheidungen der politiſchen Behörden ſein Recht, von der beklagten 
Gemeinde den Schadenserſaß zu fordern nachgewieſen hat und ihm nur 
mehr der Bemeid der Höhe des Exſaßbetrages oblag, welchen er mit 
feinem Schäpungseide antrug, hat dad Oberlandesgericht dem Kläger 
die begehrten 14 fl. gegen deſſen Eid zuerkannt. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit Eutſcheidung vom 
17. Mat 1871, 8. 5564 das Urtheil der erſten Inſtauz und bemerkte 
in feinen Moti Die Entſcheldungen der poliliſchen Behörden kön⸗ 
nen nicht als rechtskräftig augeſehen werben und nicht die Grundlage 
für die Fordernng des Klägers bilden, weil die Beklagte dagegen 
recurxirt hat. Nach $ 104 a. G. O. wäre dem Kläger der Auswetg 
der Rechtskraft, nicht der Beklagten der Bewels des Gegenthelleb, ob⸗ 
gelegen. Ueber die Frage: ob gegen die vorliegenden Entſcheidungen 
der Recurz noch zuläffig war, hat nicht der Richter, ſondern die poli⸗ 
tiſche Behörde zu urtheilen und es gehört daher in feinen Bereich 
auch nicht die Entſcheidung, ob im gegenwärfigen Falle die citirte 
Beſtimmung der Verordnung bes Minfftertums de Innern vom 
27. October 1859, Nr. 196 Anwendung findet. Ger Stg. 


ür die Zuweiſung eines Heimatloſen, welcher wiederholt in das 
Heer eingetreten ie, erfcheint die letzte Abſtellung zum Militär maß⸗ 
gebend ($ P. 1 des Heimatgeſetzes). 


Im Jahre 1868 wurde A. J. in Graz mehrmal wegen Bet- 
telns und Sußſiſtenzloſigkeit arrettrt und bie zur Ermittlung der Zu⸗ 
ſtändigkeit in das Iwangs⸗Arbeſthaus übergeben. Durch die fohin 
gepflogenen Verhandlungen konnte das Hetmatsrecht des Vaters des 
A. 3. nicht ſichergeſtellt werden. Es wurde lediglich ermittelt, daß 
A. J. zu Cremona im Jahre 1832 geboren, zuerſt im Milttär⸗Er⸗ 
ziehungshauſe in Mailand und ſpäter in dent Regiments⸗Knabener⸗ 
ziehungshauſe zu Neuhaus untergebracht war, in welcher letzteren Ge⸗ 
meinde derſelbe im Jahre 1849 zum 11. Inf.⸗Reg. abgeſtellt wurde. 
Im Jahre 1860 wurde derſelbe mit Abſchied aus dem Heere ent⸗ 
laſſen, ließ ſich aber noch in demſelben Jahre freiwillig zum 31. Jä⸗ 
gerbatalllon auf pter Jahre aſſentiren. Nach Ablauf dieſer Dienſtzeit 
wurde A. J. aus dem Stationsorte des erwähnten Jägerbataillon, 
Gemona, im Venetlaniſchen, mit einem Milſtärtransporte gegen Ende Junt 
1864 nach Prag gefendet, in welcher Stadt er den Militärabfchred 
ausgefolgt erhielt, wornach er ſich in Prag am 2. Juli 1864 wieder 
freiwillig zum 22. Jägerbatalllon auf die Dauer von acht Jahren 
aſſentiren ließ. 


>) „In allen dieſen Fällen iſt die Unzuläſfigkelt weiterer Bernfung in der 
Betreffenkeu Eutſcheldung ausdrücklich erſichtlich zu machen“. (Am a. O.) 


Da zwiſchen den betheiligten polnischen Bezirksbehörden eine 


Uebereinſtinmung wicht zu Stande kam, entſchted die Statthalterei in 
Prag in erſter Inſtanz. indem fie den A. J. nach $ 18 des Her⸗ 
matgeſezes vom 3. December 1863 für heimaklos erklärte und nach 
§ 19, Abſatz 1 desſelben Geſetzes der Gemeinde Neubaus, woſelbſt 
ſich J. zur Zeit feiner am 28. Inli 1849 erfolgten Aſſentirung zum 
11. Juf.⸗Reg. befunden hat, zuwies. 

Ueber den Necurs der Gemeinde Neuhaus hat das Miniſterium 
des Innern mit dem Erlaſſe vom 1. Juli 1871, 8. 8729 die an⸗ 
gefochtene Staithalterei⸗Eniſcheidung infoweit abgeändert, daß es den 
heimatloſen A. F. nach § 19, Abſat 1 des Helmatgeſetzes der Ge⸗ 
meinde Prag zuwtes, „weil nach der Tendeuz des Heimatgeſetzes 
bezüglich Behandlung der Heimatloſen bei der Juweiſung im Grunde 
des § 19, Abſatz 1 der letzte Eintritt in das Militär als maßgebend 
angeſehen werden müſſe“. A, v. J. 


Ueber die Beſtrafung ber das Amtsanſehen gerichtlicher Bollzugs⸗ 
organe verletzenden, jedoch nicht unter die allgemeinen Strafgeſetze 
fallenden Handlungen. 


Das Bezirksgericht in L. hatte an deu Bauernburſchen W. muB 
der tirolifchen Gemeinde P. einen Protokollsauszug einer ſchwelzeriſchen 
Strafbehörde zuzuſtellen und beauftragte den Amksdiener des Gerichtes 
die Zuſtellung auf die gewöhnliche Welſe zu vollziehen. W. verweigerte 
die Juſtellungsannahme, indem er das betbeffende Document auf grobe 
und brutale Weiſe zurückſtleß und auf die Bemerkung des Amtsdieners, 
daß demgemäß das Decret an die Thür geheflet werden müſſe, er⸗ 
klärte: „Er hefige außer feinem H.. .thürl keine andere Thur und 
es müffe ihm daher die Schrift an das H. .. thürl geheftet werden.“ 
Su Folge deſſen unterblieb die Zuſtellung und der Amtsdiener, ſich 
durch den Vorfall beleidigt erachtend, erſtattete hierüber dem Bezirks⸗ 
gerichte Relation. Dieſes leitete“ die Strafamtshandlung ein und W. 
wurde der Uebertretung nach $ 312 St. G. ala unmittelbarer Thäter 
ſchuldig erkanut, zu einer Arreſtſtrafe von 10 Tagen verurtheilt und 
in die Koſten des Strafverfahrens und Vollzuges verfällt. 

Gegen dieſes Urtherl ergriff der Staaksauwalt die Berufung am 
das Oberlaudesgericht, ſudem er hervorhob, daß der Gerichtsdiener, 
ohne nähere Daten anzuführen, nur im Allgemeinen angegeben habe, 
daß W. ungeftüm und brutal gewefen fer und daß die Bemerkung 
mit dem H.. . thürl wohl eine Rohheit und deßhalb belerdigend gewefen 
ſei, nicht aber als eine Beleldigung im Sinne des § 912, reſpecttve 
496 St. G. angenommen werden könne. W. ſei daher loszuſprechen 
und das Bezlirksgericht zu beauftragen, die Acten der competenten 
polſnſchen Behörde zur Amtshandlung gegen W. nach 8 12 ber Mi⸗ 
niſterlal⸗Verordnung vom 20. April 1854, N. G. Bl. Nr 96 abzutreten. 

Das tiroliſch⸗vorarlbergiſche Oberlandesgericht hat auß den Grüne 
den dieſer Berufung den W. der ihm angeſchuldigten Ueberkretung 
der Wachebeletdigung nach $ 312 St. G. nicht ſchuldig erkaunt, von 
der Bezahlung der Koſten des Strafverfahrens losgezählt und gleich⸗ 
zettig das Bezirksgericht beauftragt, die Acten der Wen Behörde 
zur allfälligen Amtshandlung nach der oberwähnten Mimiſterial⸗Verord⸗ 
nung abzutreten. 

Die Bezirkshauptmaunſchaft machte jedoch die Anſicht geltend, 
daß ein Vorgehen in Gemäßheit des § 12 der M. B. vom 20. April 
1854, R. G. Bl. Nr. 96 gegen W. nicht zuläffig fer und ſtellte die 
Acten mit der Ausführung zurück, daß die bezogene Minlſterial⸗Ver⸗ 
ordnung nach der Aufſchrift ausſchließlich uẽnFr für die Voll 
ſtreckung der Verfügungen der polftiſchen und poltzei⸗ 
lichen Behörden erlaſſen wurde, daher auf den vorllegenden Fall 
nicht anwendbar ſei. Dieſer eigne ſich vielmehr zur Behandlung nach 
8 192 des Gefeges über die innere Einrichtung und Geſchäftsordunng 
der Gerichtsſtellen und Artikel 3 des Eiuführungspafentes zu dieſem 
Geſeze vom 3. Mai 1853, Nr. 81 R. G. Bl., worin den Gerichten 
die Mittel zur eigenen Wahrung des Auſehens der Gerichtöperfonen 
an die Hand gegeben ſind. 

Das beiheiligte Bezirksgericht trat feinerſeils dieſer Auffaſſung 
der politiſchen Beztrfäbehörbe nicht lei, ſondern legte die Arte dem 
vorgeſetzten Oberlanßksgerichte zur Competenzentſcheidung niit dem 
Bemerken vor, daß der § 192 des Geſetzes vom 3. Mai 18639 den 
Gerichten wegen infamireuder Aeußerungen der Parteien außerhalb 
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der Tagſatzungen keine Strafgewalt einräume und daher vorliegenden 
Falles vielmehr die 88 11 und 12 der Miniſterial⸗Verordnung vom 
20. April 1854 maßgebend ſein dürften. 

Das Oberlandesgericht hat jedoch dem Bezirksgerichte die vor⸗ 
gelegten Acten mit dem Bedeuten zurückgeſtellt, daß, nachdem die 
polikiſche Behörde ſich nicht veraulaßt findet, die Verordnung vom 
20. April 1854 in Anwendung zu bringen, kein Grund beſteht den 
$ 192 des Geſetzes vom 3. Mai 1853, R. G. Bl. Nr. 81 bloß auf die 
Tagſatzungen, ſohin auf Vorgänge des Gerichtes eiuzuſchränken, da deſſen 
Geiſt offenbar dahim gerichtet ſei, die Gerichtsperſonen in Vollzug⸗ 
ſetzung gerichtlicher Aufträge mit mehr Autorität zu verſehen. 

In Folge beffen wurde W. vom betreffenden k. k. Bezirksgerichte 
auch thatſächlich wegen Verletzung der Achtung gegen eine Gerichts⸗ 
perſon in Ausübung ihrer Dienſtpflicht zu einer dem Armenfonde der 
Gemeinde P. zu zahlenden Geldſtrafe von 10 fl. eventuell im Falle 
der Uneinbringlichkeit zu 48ſtündigem Arreſte verurtheilt und die 
Arreſtſtrafe an ihm vollzogen. Dr. Hoflacher, 
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Diener, Gruft v. Dr. Die engliſche Fabriksgeſebgebung. Wien 1971, 
Carl Gerolds Sohn. 

Zenſelts del Canale entwickelten fich die Arbeiter Berfältuiffe viel normaler 
und ruhiger als bel umd auf dem Beftlande „In Miberfpruce mit der feſtlän. 
diſchen Anſicht hat gerade in England der Staat und die Geſeßgebung mehr als in 
irgend einem Lande für die Hebung ber arbeitenden Glaffen gethau, und vlelleicht 
eben deßhalb bleiben hier die großen Kämpfe zwlſchen Capital und Arbeit in der 
Regel auf den unmittelbar vorltegenden Streitpunkt localiſiet, und iſt glücklicher 
Welſe Hier noch keine ſoſche Gebafſigkeit zwiſchen der oberen Elaſſe und den Arbeſlern 
wie in Frankreich wahrzunehmen“. Aus dem Jahrzehnte währenden Kampfe zwiſchen 
Arbeiter und unternehmer konnte daher auf dieſem Boden eine Gesetzgebung erftehen, 
welche den wirklichen Jutereſſen gerecht wird und ed ben Staale möglich macht, in 
wahrhaft wirkſamer Weiſe zu Gunſten der arbeitenden Glaſſen ſchüßend und fördernd 
aufzutreten, ohne in den Vorwurf zu verfallen, den Soelalloͤmus zu puotegiren. 

Aber ſellſunt! wahrend die öffentlich rachllichen Inſtiluttlonen Englands, 
ſowelt fie den Parlamentartämus und Verfaſſungefragen berühren, in Denkſchland 
eifrig ſtudirt und dargeſtellt, und vielfach wenn anch nicht ſtettz in der gllͤckllchſten 
Weſſe copiet worden find, hal biefe für die Geschichte ber Geſellſchaft und das 
poſttwe Berwaltungzrecht jo Bebeutfane Geſebgebung bieher in Deutfchland nicht 
einmal ihre wiſſenſchaflliche Bearbeitung gefunden. Herr Dr, Plener hat deßhalb 
ſich einer fehe zeitgemaßen Auffabe unterzogen, indem er ed unternahu, elne Ent⸗ 
wicklungsgeſchichte und dad Bild der heutigen Geſtalt der Fabrikügeſehgebung zu 
liefern. Die Wiſſenſchaft wird ihn hiefür um fo mehr Dank wiflen, ale er ſich 
nicht bloß darauf beſchränkte, dag in Parloſnentsberichten, Zeltungbarkiteln, Bro. 
schinen vielfach zerſtreule Maleriale zum eiſten Male zuſammenzuſtellen, ſondern 
auch den Gang ber geſchichtlichen Enkwicklung in pragmaoliſcher Weiſe darzuſtellen 
verſlaud. 

Au der Haud dieſes kunditzen Führerb gehen wir ble ereignißreſche Perlode 
durch, welche mit ber Robert Peebiſchen Moral aud Health. Acte von 1802 begründet, 
und in welcher die Fabrſtagcle von 1881, 1988, 1844, das Zehnſtundengeſeh von 
1847, bie neue Geſetzgebung von 150, eben fo viele Siege der Sache der arbel⸗ 
teuden Claſſen bezelchnen, bis wir Dei der Geſehgebung des Jahres 1867 anfangen, 
welche bie blöher unr für einzelne- Gewerbe geltenden gefehlichen Beftiumungen 
auf alle Gewerbe ausbehnte. 

Am Schluſſe des Werkes bemerkt der Verfaſſer: „Die Geſeßgebung hatte 
für die ganze arbeftende Elaſſe die wohfthätigften Wirkungen durch dle Herſtellung 
eines einheitlichen und abßekürzten Arbeitstages. Der Zwang der fixen Anfangs 
und Endſtunden wirkt als eine hellſante Schranke ebenfowohl gegen Löſſigkeit als 
gegen übertriebene Haft, welche Heide fiir Moral und Gefundheit verderbllch ſind. 
Die längeren freien Nachmittagsſlunden, an welchen bie anf Hilfsarbeit geſchützter 
Perſonen angewieſenen erwachſenen Arbeiter gerade fo wie biefe Theil nehmen, geben 
mehr Zeit und Gelegenheft für die freimenſchllchen Selten des personlichen und 
Vomilienlebens, und die Abkürzung des Arbeltotngen kann, wenn ſie von der arbel⸗ 
lenden Claſſe richtig benützt wird, eines der vorzüglichſten Mittel zu ihrer Hebung 
werden. Glücklicher Meife beginnen ſchan heute Arbeiter und Unternehmer allge. 
mein den Werlh einzufehen, den die durch die Regelung der Aubeltszeit herbeigeführte 
Stetigkelt der Arbeit und Lebensgewohnheiteu für alle Sutereffen beſiht und fo iſt 
es gekommen, daß bie Fabriksgeſeßgebung, welche bel ihrem erſten Eulftehen als 
eine Ungeßeuerlichtett und ein vorweg verſehltes Grperiment verhöhnt, als Be⸗ 
schränkung der perſönlichen und wirthſchafttichen Freſheit angegriffen und wißachtet 


worden ift, Beute in England als eine der Grundlagen der ſpelalen Reform und 
eine der wohlthckügsten finaklicen Elurichmugen anerkannt wird“. Aber alle 
dieſe guten Wirkungen waren aue möglich durch ein ſtrenges und kirche 
tiges Syſtem der ſtaatlichen AYnfpection, „Die beſtgemeinten geſeß⸗ 
lichen Beſtimmungen, welche die malerlellen Intereſſen einflnfreicher und wohl⸗ 
habender Perſonen nahe berühren oder ſogar zu schädigen drohen, werden immer 
ummwirffau bleiben, fo lange ihre Ausführung nicht staatlichen Organen an⸗ 
vertraut ist, deren volle Unaphäüugigkeit und fachmänniſche Befähigung durch eine 
gute Bezahlung verbürgt wird. Und dies hat dle englifche Bermalttng von jeher 
verflanben. In keinem Lande iſt bad System der ſtaallichen Inspection ſo kräftig und 
bewußt ausgebildet, ols in Eugland, inden hier faft für jedes große Gebfet der 
Verwaltung ein eigener ſtaatlicher Inſpertlonsapparat beſtellt if. Dag Parlament 
macht dag Geſeh, feine Handhabung wich in der Regel (tie im Armen., Sanitäts. 
und Schulwesen u. f. w.) Selbſtverwoltungskörpern fberſoſfen, welche aber beſtändig der 
Controle ber ſtaalllchen Inspection unterliegen, bie recht elgentllch die Hüterin des 
Geſeges iſt, daß nicht dle vielgeftaltige Selbſtwerwallung eigenwillig dle gefepliche 
Eingeit durchbricht Trotz des Dielregierend iſt man auf dem Conktnent nach immer 
wicht zu der engliſchen Auffaſſung über die Nothwendiglelt wirkfamer ſtaallicher In. 
ſpectoren in den meiſten Verwallungazwelgen gekommen und glaubt z. B. die Aus. 
führung eines Geſehes über Fabriken zu ſichern, wenn man fie den schlecht bezahlten, 
mit anderen Geschäften überhänften kleinen Unterbeamten überläßt“. 

Wir Haben das Buch mil dem wohllhuenden Gefithl aus der Hand gelegt, baf 
wir eb hler mit einer Arbell zu thun hatten, welche nicht bloß zue Vermehrung ger 
Teßeter Eiterglur dient, ſondern welche wiffenfehafttichen Ernſt mit ſtaatsmännſſcher 
Auffaſſung verbindet. Jeder aufpmerkſame Refer wird von der geckäre mit der Ueber. 
zeugung ſich erheben, welche der Autor in feiner Elnlekkung gewiſſermaßen als das 
Nefutat feines Stubiuns aubſpricht, daß eine wohlmelnende und maßvolle Thttig 
kelt bed Staales zu Gunſten der arbeitenden Claſſen nicht fofort den Keim des Soela⸗ 
lismus enthält, ſondern vielmehr geeignet Ift, der arbeitenben Glaſſe Inteteſſe au bene 
Beſtaud und der Erhaltung der heutigen Geſelſſchaftsorduung elnzuflößen und den 
Gefahren der ſockalen Umwälzung vorzubeugen e. Dr. V. P. 


Michel, A. Th, Dr. Prof. Beiträge zur Geſchichle des oſterreichi— 
ſchen Eherechtee, II. Heft. Graz 1871. Leuſchner und Lubeusky. 

Das vorliegende zweite Heft von Michels Beiträgen zur Geſchichte des öfter 
veichlichen Ghevechted, deren wir ſchon in elnem friiheren Jahrgange gedachten, führt 
uns in dle Perkode von 1835 big 1866, in die Zeit vom Negierungdanteitte des Kate 
jeus Ferdinand am 2. März 190k; bie zum 8. October 1856, dem Zeitpunkte des Er, 
laſſeg der auf Grund des staatlichen Ueßerefnkomment mit dem päpſtlichen Stuhle ge. 
ſchaffenen neuen Ehegefebe fe Katholiken. 

Die Reglerung Kalſer Ferdinands bot auf dein Geblele der Ehegeſehhebung 
mchte Neneh; „Ne beſchräukte ich auf die durch Praxla und bunch dle Anfragen der Ber 
Hörden nothwendig gewordenen Ergänzungen der beſtehenden Ehegeſehe“, Eine Aen. 
derung der Grundlinſen wurde weder beabfichtigt noch unteruoumen. Ein Wende 
vunlt'ſchlen in der Mevofutionspernobe eintraten zu wollen, nachdem Bereits Kalſer 
Franz Joſepßh zur Regierung gelangt war. Der Verfafſungzausſchuß des Kremſlerer 
Reichstag bennlragte nämlich die Aufnahme neuerer gejeplicher Beſtimmungen u 
Betreff bed Gherechles im 9 17 der Grundrechte, indem er ſich entſchleden für bie 
obligotorlſche Civilehe ausſprach, Mile der Reichgtag wurde früher aufgelöst, bevor 
er dieſen Paragraph in Berathung ziehen konnte, und bie bettopltke Berfaffung vom 
4. März 1849, welche an die Selle bes Kremſterer Enlwurſeg kat, that weder ber Civil 
che noch des Eherechtes fiberhanpt mehr Erwähnung. Dagegen begann dis entgegen ⸗ 
geſehle Strömung immer mächtiger zu werden, welche das Princip vertrat, daß Aun⸗ 
derungen des öſterreſchiſchen @herecjteä im Gelſte der kirchlichen Lehren der Katho⸗ 
{iten wie der Proteſtauten und nicht einfeilig von der Staatsgewalt, ſondern nur im 
Eluverſtändnlſſe mit den Vertretern biefer Kiechen vorgenommen werden ſollten. 
Nacht lange nahen dag a. b. G. B. in allen Theilen der Monarchle verbindltche 
Kraft erlangt Halte, wurden denn auch bereits nilt dem päpftlichen Stuhle die Ber⸗ 
haublungen elugeleifet, welche mit ber Anerkennung deb kirchlichen Eherechtes für 
Hothellken ine ganzen Reihe und der Aufhezung der Joſephiniſchen Ehegeſeße 
endete. 

Das ift in kleinem Rahnien das Bild der Geſchichle der hegeſehgebung in 
der vom Verfoſſer behandelten Perlode. 

Profeſſor Miche neunt fein Buch beſcheldene Beiträge zur Geſchichte des 
öfterveiöhtfchen Eherechle, aber Bietet mil bemfeiben reichen Stoff für den künftigen 
Rechthiſtovife, läbem er felner klrtzen pragmatischen Darftellung der Geſchichle 
die wichtigſten Aetenſtücke in autheniſcher, Faſſung folgen läßtz ed ſind bies: 1. dag 
Brave Gregori XVI. ad Primatem’ete., dle. 30. Aprilis 4841; 2. Instructio ad 
Primatem ele, dto. 30. Aprilia 184158. Weiſung an die Erzbiſchöfe und Biſchofe 
in ben deulſchen Bunbeiffinbern deb öſtert. Staates dto, 22. Mai 1841; 4 Hof. 
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kanzleldecret dto. 27. April 1849; 5. Erlaß des k. k Mimifterkums des Innuery 
dio. 80. Jänner 1849; 6. Denffchrift der Biſchbſe bes Ertherzogthume Oeſterreich 
un den elchötng, dia. 12. December 1848; 7. Denicheift der zu Wlen verſam⸗ 
melten Biſchbfe, ata. 30. Mol 1849; & Artikel X des Goncordateg, dio. 8. August 
1655; 9. Gahwınf eines Geſehes über die rechlliche Stellung der ebangelſſchen Kieche 
in Oeſterrelch. Dr. v. b. 


Ein luſtiges Enri 

Unter den neueften Erſcheinungen der juriſtiſchen Oteratur find die im Ver. 
Inge von G. J. Manz erſchtenenen „Verbrechen des öſterreſchtſchen Steafßeſeheb in 
Verſen“. Der ernfte Inholt der bie ſchwerſzen Oeliete behandelnden erſten 292 Para. 
graphe des öſterceichlſchen Strafgefehes wied in humorvollen gereimten Kuüttel⸗ 
verſen dargelegt. Dem öſterreſchiſchen Strofheſeße wird der Vorwurf der „Ungereimt- 
helle nun nicht mehr gemacht werden konnen. 

Die Reime, hie conerelen jocofen (doch nie ſeivolen) Anäbrfice und Eremplifica« 
tionen des angezeigten Bichletus Helfen dem Gehächtniffe des proſaſchenen Studloſen 
zur Erfoſſung und Bewahrung des an Tarationen ſo reichen und abſtracten Geſeh⸗ 
materlafed; wer dieſes aber auch ſchon inne hat, wirb boch ber gefäffigen Humoresle 
einer nicht felten kronfſtrenden und erktiſtrenden Strafgeſezfibel Teinen Beifall nicht 
verſagen können. Pr. L. A 


Perſonalten. 


Seine Sent haben dem Honorar -Regationdferretär Marius, Freiherrn 
Vasettin. Feſeben burg eine yſtentſürte Gegationäfecretärsfielle verliehen. 

Seine Mojeftät haben den bei der Genekaldlrecklon der Wiener Meltanaftellung 
in Verwendung ee Mialſterlalfecretär bed Miniſterfumä für Cullus und Unter« 
richt Or. e um Seetiondrathe extra statum ernannt. 

Seine Majeftät en dem Statthallereſrathe und Borftanbe des ob der enu⸗ 
ſiſchen Statſhaltereſ,Rechnungoderartements Ignaz Stibral ald Ritter des Ordens 
der eljernen Kroge II, El den Ritterſtand verliehen. 

Seine Mafeftät hoben dem Bineauchel der Südbahngeſelchoſt Sguoz Kohn 
dag goldene Verdienſtlreuz mit der Krane verliehen. 

Seine Majeftät haben den Afelfa-Reifenden Richard Bren ner zum k und t 
Ponorar-Viceconſnul in Aden ernannt. 

Seine Wiojeſtſt haben dem penſionſcten Obereinnehmer des k. k. Houptzoll 
da Ling Joſeßh Seiden ſpinner das goldene Verbienftkreng mit der Krone 
verliehen 

Seine Mafeftät haben den Bezirkshauptmann J. Gb Karl Hey ß an Gmnden 
zum Gtatthaltereirathe Ii, Cl. bei der v. b. Statthalterel ernannt 

Seine Majeftä haben dem Hofrathe und Finauabezirkadmector in Wien Karl 
v. Orosz den Orden der elſernen Krone 11, Gl. toxfrei verliehen, 

Seine Mafeſtaſ haben den bloherlgen Vorſtand der Pirecllon der Slaatoſchuld 
Miniſterlalrath Onſtav Grafen Mile ze k als Hofrath und Vorſtand dleſer Behbrde 
anläßlich Ihrer Neorgantfirumg beſtällgl. 

Selne Majeftäl haben dent mit Titel und Charakter eineh Oberfinauzralhes 
beffeibelen Einanzrathe der Oirecklan der Slaatoſchulſd Johann Ma schen den foflem 
mäßigen Poſten eines Oberfinanzrakhes verllehen. 

Seine Majeftäl haben den Miatſterſalſecretir uu Miutſterium füt Cultus und 
Nnterzicht Dr: Michael Gotter zum Slakthaftereſtaths und Referenten fur die ad. 
winſftraſtven und Btonomtfehen Sthulangeſegenheſten beim Loudesſchultathe in Ober, 
Oeſterreich ernannt 

Der Neichälangler hat eine im gemeinfanten Minlfterium des Aleußern erlehlgte 
ſpſtenniſirte Hof, und Miniſterlalconetpiſtenſielle dem Honorar-Legatkonsſecrelat Karl 
Ritter v. Schulles verliehen. 

Der 8 für Gultug und Unterricht hat den Seexetär des k. l. Muſeuma 
für Kunſt und Subufteie Apalbert Bucher zum Cuftos in dieser Anftalt ernannt. 

Her Reſchstanzler hat eine beim gemeinfamen Miaiſternun bes Aeußeru in 
Erledigung gekommene Hof und Miniiteriafconcipiftenftelle dem mit Titer und Cha. 
rakter elles Hof und Miniterialceonchviften belleideen Dr. Adalbert Fuchs verliehen. 

Der Minifter des Innern hat den Bezirkshauptmann M. El. Franz Kichler 
zum Bezlrkshauptmanne I. El. in Nicher-Defterretch ernannt. 


Erledigungen. 


Aſſiſtentenſtelle an der k. k. Ceutralanſtalt für Meteorologie und Erdmagne⸗ 
tismns mit 420 fl. Gehalt und freler Wohnung, big 80. October. (Amtebl. Nr. 258) 

Confroloraſtelle bei ber k. l. Berg uz Hüttenverwallung zu Natbl in Kür. 
ken wit 800 f. Gehalt, Johuspenſchele per 210 fl und Natıralonhnung, bis h, Or. 
tober, (Amtabl. Rr 268). 

Aſſiſtentenſtelle bed Bergweſeng ber der Ef. Bergufabenre zu Pribram mit 
600 fl. Gehalt und Dumttergelb. (Amtabl. Nr. 284). 

Bezirksaupfmaansfteſte H. St. in Dalnrakteu mit 1600 fl. und Naluralguar- 
tler ober Qugrifergeld, Us 10. November. (Amal. Nr. 266.) 


Der Jahrgang 1880 der, Zeitſchrift 
für Verwoltung! ſammt Index iſt um den Preis 
von 3 fl. bei der Adminiſtration des Blattes zu 
beziehen. 
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